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V 

Die „Einführung in das Bürgerliche Recht“ ist als Studienbuch für Studierende 
der Rechtswissenschaft gedacht, die sich in der Anfangsphase des Studiums in 
den Stoff der ersten drei Bücher des BGB einarbeiten müssen. Es wendet sich 
darüber hinaus auch an Studierende der Wirtschaftswissenschaft, die sich mit 
dem Zivilrecht befassen müssen. 
Nach dem didaktischen Konzept des Buches sollen die Studierenden möglichst 
rasch in das System des bürgerlichen Rechts eingeführt werden und das notwen-
dige Rüstzeug erhalten, um mit dem Gesetzestext selbständig arbeiten, d.h. Lö-
sungen für juristische Probleme finden zu können. Dafür ist es unerlässlich, dass 
sie sich rasch die Methodik der Fallbearbeitung aneignen. Das Buch enthält des-
halb eine Anleitung zur Anfertigung juristischer Gutachten und im Text eine 
Vielzahl von Übungsfällen (Selbsttestaufgaben), die gelöst werden sollen. Der zu 
lösende Fall steht jeweils am Anfang eines Kapitels; die erarbeitete Lösung sollte 
anschließend mit der am Schluss des jeweiligen Kapitels angebotenen Lösung 
verglichen werden. 
Für die 7. Auflage dieses Buches waren wiederum viele Ergänzungen und Über-
arbeitungen notwendig. Insbesondere war zu berücksichtigen, dass das Privat-
recht inzwischen in zunehmendem Maße durch die vielfältigen und in ihrer Ge-
samtheit nur mit Mühe zu überblickenden Aktivitäten der Europäischen Union 
beeinflusst und geprägt worden ist. So ist vor allem aufgrund der europäischen 
Vorgaben ein verstärkter Schutz des Verbrauchers im BGB verankert worden. Als 
Beispiele seien die Verfeinerungen im Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen und die besonderen Schutzvorschriften betreffend den Vertrag im elek-
tronischen Geschäftsverkehr genannt. Auch das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) hat weit reichende Auswirkungen für das allgemeine Zivilrecht. 
Aber nicht nur das Vertragsrecht, auch andere Teile des bürgerlichen Rechts, wie 
etwa das Deliktsrecht, sind durch europäisches Richtlinienrecht beeinflusst wor-
den. 
 
Hagen, im Februar 2018 Ulrich Eisenhardt 
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NZV Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht (Jahr, Seite) 
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht (Jahr, Seite) 

o.a. oben angegeben 
OLG Oberlandesgericht 
OLGE Die Rechtsprechung der Oberlandesgerichte auf dem Gebiete des Zi-

vilrechts (Band, Seite) 
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PatG Patentgesetz 
ProdHaftG Produkthaftungsgesetz 
PWW/ 
Bearbeiter BGB-Kommentar, herausgegeben von Hanns Prütting u.a. 
Rn. Randnummer 

Recht Das Recht (Jahr, Nr. der Entscheidung) 
RG Reichsgericht 
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen (Band, Seite) 
RPA Reichspatentamt 

StGB Strafgesetzbuch 

TKG Telekommunikationsgesetz  

UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

VerbrKrG Gesetz über Verbraucherkredite 
VersR Versicherungsrecht (Jahr, Seite) 
VOB Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
Vorbem. Vorbemerkung 
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung 

WM Wertpapier-Mitteilungen (Jahr, Seite) 
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis (Jahr, Seite)  

ZGS Zeitschrift für das gesamte Schuldrecht (Jahr, Seite)  
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis (Jahr, Seite) 
ZPO Zivilprozessordnung 
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik (Jahr, Seite) 
ZVG Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung 
 
 
 


